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Die Competenzſphären der Reichs- und der Landes- 
geſetzgebung auf dem Gebiete der Tandesrultur. 


ſchüttere. Während man auf der einen Seite eine Rechtfertigung des 
Vorganges in dem Präcedenzfalle der Waſſerrechtsgeſetzgebung erblickte, 
führte man auf der andern Seite an, daß es dem Anſehen und der 
Würde des hohen Hauſes nicht entſpreche, das Recht zur Beſchluß⸗ 
faſſung eines Geſetzes ſo zweiſelhafter Competenz hauptſächlich auf 
einen Präcedenzfall zu begründen. 

In neuer Form wurde der Standpunkt der Regierung klar 
gelegt in der Rede des Herrn Ackerbauminiſters Graſen Mannsfeld: 
„es gebe auch auf dem Gebiete der Landescultur Gegenſtände, welche 
den Charakter einer reinen Landesangelegenheit abgeſtreift haben und in 
das Gebiet der Geſetzgebung des ganzen Reiches fallen. Gerade die 
wichtigſten und einſchneidendſten Fragen der Cultur find allen Ländern 
gemeinſam, ſind allgemeine Reichsculturfragen und viele derſelben 
find erſt in jüngſter Zeit vom Reichsrathe ſelbſt in ſolcher Weiſe be⸗ 
handelt worden, ſo das Geſetz zur Hintanhaltung der Rinderpeſt, das 


Geſetz über die Maßregeln gegen die Verbreitung der Reblaus. In 


beiden Fällen galt es, Gefahren abzuwenden, welche nicht bloß einem 


WER? Fr 5 ) . 

Die im October 1875 im Abgeordnetenhauſe en Be- Lande drohten, ſondern welche die Cultur des ganzen Reiches zu 
athungen über das Fiſchereigeſetz haben die viel umſtrittene Frage ſchädigen geeignet waren. — Auch auf dem Gebiete des jetzt vor⸗ 
über die Competenzſphären der Reichs- und Landesgeſetzgebung auf dem liegenden Fiſchereigeſetzes handelt es ſich um Gegenſtände, weche allen“ 
Gebiete des Agrarrechtes und der Landescultur Angelegenheiten neuerdings Deter 5 und es würde kaum gelingen, dieſen 
angeregt. Die Vorlagen über das Fiſchereigeſetz (Regierungsvorlage und Zweig der Urproduction anders zu ſchützen als indem man die Ge 
Ausſchußanträge) haben eine zwiſchen Reichsgeſetzgebung und Landes- ſetzgebung hierüber dem Reiche zuweiſet. 
geſetzgebung getheilte Competenz angenommen, indem ſie einen Theil Aber nicht bloß die Competenzſragen, ſondern auch die meritoriſche 
der die Fiſchereiverhältniſſe regelnden Normen der Reichs-, den andern Beſtimmungen der Vorlagen haben ſowohl in der Generaldebatte als 
Theil der Landesgeſetzgebung zuweiſen. Während nun aber von der auch in der darauf folgenden Specialdebatte zum § 1 vielerlei An⸗ 
einen Seite des Abgeordnetenhauſes in den Vorlagen eine allzuweit ſechtungen erfahren und ſchließlich wurde, nachdem vorher ein Antrag 
gehende Beſchränkung der Reichsgeſetzgebung, ſelbſt ein Liebäugeln mit auf Uebergang zur Tagesordnung abgelehnt worden war, der Antrag 
föderaliſtiſchen Tendenzen erblickt wurde, ſah man auf der Gegenſeite auf Zurückweiſung der Vorlagen an den Ausſchuß zur vollſtändigen 
in denſelben eine Beinträchtigung der Rechte der Königreiche und Umarbeitung angenommen, nachdem auch der Ackerbauminiſter mit dieſer 
Länder, alſo der Landtage, in deren ausſchließliche Competenz die Zurückweiſung zum Zwecke vorzunehmender Verbeſſerungen ſich einver⸗ 
Fiſchereigeſetzgebung falle. Aber nicht bloß die Theilung an ſich, ſtanden erklärt hatte. Durch dieſen Beſchluß wurden daher die Vorlagen als 
ſondern auch die Art wie dieſelbe in den Vorlagen durchgeführt iſt, verbeſſerungsfähig aber auch als verbeſſerungsbedürftig ſowohl vom Ab⸗ 
und insbeſondere die Begründung, auf welche dieſe Theilung geſtützt geordnetenhauſe als von der Regierung ſelbſt anerkannt und ſind weitere 
wurde, ſowie die Conſequenzen, welche ſich hieraus für die geſammte Debatten über die Competenzgrenzen, welche ſich zweifellos auch bei 
Geſetzgebung in Landesculturangelegenheiten ergeben, und die ſich auch den einzelnen Beſtimmungen wiederholt hätten, vorläufig abgeſchnitten 
in jeder einzelnen Beſtimmung der Vorlagen fühlbar machen, haben worden. 
zahlreiche abweichende Anſchauungen hervorgeruſen. Während man von Indem wir uns vorbehalten, die meritoriſchen Beſtimmungen der 
der einen Seite mit Berufung auf die beiden Motivenberichte Vorlagen einer ſpäteren Beurtheilung zu unterziehen, beſchränken wir 
der Vorlagen die Competenzgrenze in der Qualität der einzelnen uns vorerſt auf eine Beſprechung der legislativen Competenzfrage im 
Beſtimmungen, nämlich in dem civil⸗ und ſtrafrechtlichen Charakter der⸗ Allgemeinen, jedoch mit ſpecieller Rückſicht auf den Fiſchereigeſetzentwurf, 
ſelben geſucht, und dieſes dahin ausgedrückt hat, daß die- Reichsgeſetz⸗ da dieſe Frage ſowohl in ihren Beziehungen zu unſeren dermaligen 
gebung in Landesculturangelegenheiten den privatrechtlichen Rahmen Verfaſſungskämpfen als auch wegen ihrer Rückwirkung auf den Werth 
zu ſchaffen habe für jene weiteren Normen, welche die Landesgeſetz⸗ und die Güte der unter ihrem Einfluße zu Stande kommenden Geſetze 
gebung vom Standpunkte der Landescultur zu erlaſſen hat, | ein hohes Intereſſe darbietet. 
fand man auf der andern Seite, daß gerade dieſe Begründung und Man iſt gewohnt die erſteren Beziehungen für die wichtigeren zu 
die aus derſelben ſich ergebende Ausſchließung der Landesgeſetzgebung halten, weil dieſe Frage, ſo oft ſie jetzt in den Vertretungskörpern, in 
von dem Gebiete civilrechtticher Beſtimmungen in Angelegenheiten der öffentlichen Verſammlungen oder in der Tagespreſſe aufgeworfen wird, 
Landescultur, das Geſetzgebungsrecht der Königreiche und Länder illu⸗ | ſofort auch die politiſchen Parteien in zwei getrennte Lager ſpaltet. So 


wenig wir aber den Einfluß dieſer Frage auf die Entwicklung unſeres 
Verfaſſungslebens verkennen, ſo möchten wir doch der Rückwirkung, welche 
dieſelbe auf die Geſtaltung der Geſetze ausübt die höhere Bedeutung bei- 
legen. Die politiſchen Kämpfe über dieſe Specialfrage werden vorüber 
gehen, der Einfluß der Frage auf die Wirthſchaftsgeſetze aber und auf das 
durch letztere geſtaltete wirthſchaftliche Leben wird im guten wie im 
ſchlimmen Sinne durch eine lange Reihe von Jahren ſich fühlbar machen. 

An einem praktiſchen Beiſpiele, wie ein ſolches der Fiſchereige⸗ 
getzentwurf bietet, wird ſich der Einfluß, welchen die mehr oder minder 
glückliche Behandlung der legislativen Competenzfrage auf Werth und 
Güte der agrariſchen Geſetze im Allgemeinen ſowohl als auf die ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen auszuüben vermag, deutlicher als es ſonſt ge⸗ 
ſchehen könnte, erkennen und darſtellen laſſen. 

Zum richtigen Verſtändniſſe der Frage in ihrer ſpeciellen Bedeu⸗ 
tung für das Fiſchereigeſetz iſt es nothwendig auf die Entſtehungsge⸗ 
ſchichte des Fiſchereigeſetzentwurfes einen kurzen Rückblick zu werfen, weil 

„ſchon- hier die mancherlei Wandlungen der Anſchauungen über die legis⸗ 
lative Competenzſrage, daher auch ihr Einfluß auf Form und Inhalt 
des Entwurfes klar hervortreten. 

Der erſte Entwurf eines Fiſchereigeſetzes wurde noch vor Errichtung 
des Ackerbauminiſteriums vom Handelsminiſterium und dem Miniſterium 
des Innern, deren Wirkungskreiſe damals die Fiſchereigeſetzgebung zuge⸗ 
wieſen war, ausgearbeitet und als eine dem Gebiete der Landesgeſetz⸗ 
gebung zugewieſene Regierungsvorlage in den Salzburger Landtag 
eingebracht, gleichzeitig aber auch den übrigen Länderſtellen zur Begut⸗ 
achtung mitgetheilt. Wie jedes Geſetz das Kind ſeiner Zeit iſt, ſchloß ſich 

auch jener Entwurf den zur Zeit feiner Enſtehung in Geltung ſtehenden 

einheimiſchen und auswärtigen Fiſchereigeſetzen und den herrſchenden 

Anſchauungen über Weſen und Ziel der Fiſchereigeſetzgebung an. Dürftig 
im Inhalte und ungenügend in ſeinen Beſtimmungen gab er zumeiſt 

nur Normen über die Schonzeit einzelner Fiſcharten, über das Maß, 
unter welchem die Fiſche nicht gefangen werden dürfen, über einzelne 
verbotene Fangarten und Fangmittel. Genau in denſelben Grenzen 
bewegen ſich auch alle älteren Fiſchereigeſetze und Fiſchereiverordnungen 
einzelner öſterreichiſcher ſowie mehrerer deutſcher Länder, unter welchen 
aus der älteren Zeit die oberöſterreichiſchen, aus neuerer Zeit die Fiſcherei⸗ 
geſetze für die verſchiedenen preußiſchen Provinzen verhältnißmäßig die 
vollſtändigſten und beſten find. Da alle dieſe Geſetze und Verordnungen 
ſtets nur für ein kleines Geltungsgebiet, ein einzelnes Land oder 
eine kleine Provinz, oft ſelbſt nur für Provinztheile oder einzelne 
abgegrenzte Fiſchwaſſer beſtimmt waren, ſo erklärt ſich zum Theil auch 
hieraus die Dürftigkeit derſelben in Form und Inhalt. 

Die eingelangten Gutachten haben das Ackerbauminiſterium, deſſen 
Competenzſphäre die Fiſchereigeſetzgebung zugewieſen wurde, auf die 
Unzulänglichkeit des erſten Entwurfes aufmerkſam gemacht und ließen 
ſehr bald eine Erweiterung des Inhaltes und wirkſamere Beſtimmungen 
als räthlich erſcheinen. Auch die neuere Literatur über die Fiſcherei 
und die fortſchreitende Praxis des Fiſchereibetriebes boten viele An⸗ 
haltspunkte zur Verbeſſerung des erſten Entwurfes. Die Erfindung der 

Fiſchſtege, die Einrichtung der Schonreviere oder Schonſtätten mußten 
berückſichtigt und durch die Geſetzgebung gefördert werden; die ſtetig 
zunehmenden Vergiftungen der Fiſche durch ſchädliche Einleitungen in 
die Fiſchwaſſer erheiſchten dringend eine Abhilſe und verſchiedene neue 
Erfindungen zur Verwerthung oder Unſchädlichmachung der Abfallsſtoffe 
erleichterten ein ſolches Vorgehen; verſchiedene neu aufgetauchte höchſt 
ſchädliche Fangmittel, wie die Dinamitfiſcherei, ſollten verboten werden; 
die Klagen der Rhein⸗ und Elbefiſcher über den ſtetig fortſchreitenden 
Verfall der Lachsfiſcherei in Folge fortſchreitender Verhinderung der 
Fiſchwanderungen durch Verſtellung der Gewäſſer mit Netzen und Fän⸗ 
gen, welche den ganzen Fluß abſperren, u. dgl. forderten von der Ge⸗ 
ſetzgebung beſſeren Schutz; dazu kam, daß auch durch genaue Erhebun⸗ 
gen über die Fiſchereiverhältniſſe der einzelnen öſterreichiſchen Länder 
zahlreiche früher nicht beachtete culturfeindliche Beſitz⸗ und Benutzungs⸗ 
formen in Bezug auf die Fiſcherei bekannt wurden, welche dringend 
eine Abſtellung oder Einſchränkung im Wege der Geſetzgebung erheiſch⸗ 
ten. Andererſeits fand das Genoſſenſchaftsprincip mehr und mehr Ein⸗ 
gang in das wirthſchaftliche Leben; feine Anwendbarkeit auf die 
Fiſcherei wurde allſeitig anerkannt, und das Waſſerrechtsgeſetz bot die 
Handhabe zu einer analogen Anwendung. 

Dieſen und zahlreichen ähnlichen Wünſchen und Anforderungen 
mußte die Vorlage gerecht werden und ſie fanden unter wiederholten 
Umarbeitungen allmälig Aufnahme in den Entwurf. 
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Durch dieſe Erweiterungen trat der urſprünglich in den Salz⸗ 
burger Landtag eingebrachte Entwurf mehr und mehr aus dem Rahmen 
einer bloßen Polizeiordnung im Sinne der älteren Fiſchereigeſetzgebung 
heraus und geftaltete ſich durch gleichzeitige Regelung der Rechtsverhält⸗ 
niſſe nicht bloß zwiſchen den Fiſchereiberechtigten untereinander, ſondern 
auch gegenüber dritten Perſonen in ein eigentliches Fiſchereigeſetz 
um, deſſen zahlreiche civilrechtliche und andere allen öſterreichiſchen Län⸗ 
dern gemeinſame Beſtimmungen in den Rahmen eines Landesgeſetzes nicht 
mehr paſſen wollten. 

In ſolcher Weiſe mußte der urſprünglich betretene Weg ein mög⸗ 
lichſt vollſtändiges Landesgeſetz zu ſchaffen, welches in der Form 
einer möglichſt gleichartigen Regierungsvorlage in die Landtage einge⸗ 
bracht werden ſollte, verlaſſen werden, und es wurde ſofort beſchloſſen, 
die Vorlage nach Analogie des Vorganges bei der Waſſerrechtsgeſetzge⸗ 
bung in zwei Theile zu ſondern, in den Entwurf eines Reichsgeſetzes 
und in die Entwürfe von Landesgeſetzen, wobei auch in mehreren De⸗ 
tailfragen eine wiederholte Umarbeitung der Beſtimmungen des urſprüng⸗ 
lichen Entwurfes ſtattgefunden hat, bis endlich die jetzt vorliegende 
Regierungsvorlage zu Staude kam. 5 

Die öſterreichiſche Fiſchereigeſetzvorlage kann jedenfalls für ſich das 
Verdienſt in Anſpruch nehmen, daß derſelben eine ſehr reichhaltige 
Sammlung der älteren Fiſchereigeſetze und Verordnungen und anderer 
auf die Fiſchereirechte Bezug nehmenden Rechtsquellen aller öſterreichiſcher 
Länder voranging, welche zur Rechtsgeſchichte dieſer Länder einen nicht 
unweſentlichen Beitrag liefern, nicht minder eine Sammlung zahlreicher 
Fiſchereigeſetze der meiſten europäiſchen Staaten, ferner eben ſo eingehende 
Erhebungen über die Fiſchereiverhältniſſe, insbeſondere über die Wirkun⸗ 
gen der Fiſchereigeſetze ſowohl in Oeſterreich als auch im Auslande, 
und daß auch die naturhiſtoriſchen und techniſchen Grundlagen der 
Fiſchereigeſetzgebung möglichſt vollſtändig herbeigeſchafft wurden ). Auch 
ein anderes Verdienſt kann dem als Landesgeſetz vorbereiteten öſterrei⸗ 
chiſchen Fiſchereigeſetzentwurfe nicht abgeſprochen werden, nämlich, daß 
in demſelben zum erſten Male eine möglichſt vollſtändige Zuſammen⸗ 
ſtellung aller auf die Fiſcherei Bezug nehmenden Normen, welche über⸗ 
haupt in den Bereich der Fiſchereigeſetzgebung ſallen, verſucht wurde, wie 
fie vorher noch in keinem anderen Fiſchereigeſetze in ſolcher Vollſtändig⸗ 
keit enthalten waren. 

Aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzentwurfes, die wir hier 
nach den von der Regierung ſelbſt veröffentlichten Daten darzuſtellen 
verſucht haben, erklären ſich aber auch manche Fehler der Regierungs⸗ 
vorlage, welche entweder ſchon der urſprünglichen durch die Form des 
Landesgeſetzes bedingten Faſſung anklebten oder ſpäter in die Vorlage 
hineingerathen find. Insbeſondere erklärt es ſich hieraus, warum nicht 
gleich urſprünglich jene Scheidung der einzelnen Normen zwiſchen den 
Gebieten des Geſetzes und der Verordnung vorgenommen wurde, welche 
einen charakteriſtiſchen Vorzug der geſammten neueren Fiſchereigeſetz⸗ 
gebung bildet. 

Der öſterreichiſche Fiſchereigeſetzentwurf der früheren Faſſung iſt 
in die Circularien des deutſchen Fiſchereivereins wörtlich aufgenommen 
worden, da dieſer Verein damals beſtrebt war, alle Grundlagen für die 
neue preußiſche Fiſchereigeſetzgebung zu ſammeln. In dieſer Faſſung iſt 
er auch dem italieniſchen Geſetzentwurſe vom Jahre 1871 vorgelegen. 
Der Motivenbericht zum italieniſchen Entwurfe beruſt ſich ausdrücklich 
auch auf den öſterreichiſchen Geſetzentwurf. Sowohl der preußiſche als 
der italieniſche Geſetzentwurf haben den erſten Entwurf des öſterreichi⸗ 
ſchen Ackerbauminiſteriums verwerthet und es finden ſich faſt alle meri⸗ 
toriſchen Beſtimmungen des öſterreichiſchen Entwurſes, ſoweit ſie in den 
erwähnten beiden Ländern als der Geſetzgebung zugehörig erkannt worden 
find, auch in den Entwürſen dieſer beiden Länder. 

Während der öſterreichiſche Geſetzentwurf aus den ſchon oben dar⸗ 
geſtellten Gründen in feiner erſten Anlage als ein Lan desgeſetzent⸗ 
wurf ausgearbeitet wurde, aus welchem erſt ſpäter einzelne Beſtimmungen 
in vielfach veränderter Geſtalt als Reichsgeſetzentwurf ausgeſchieden 
worden ſind, waren die Verfaſſer des italieniſchen und des preußiſchen 
Entwurſes in der glücklicheren Lage, ihrem Operate ſchon in der erſten 
Anlage die Form des Reichgeſetzes zu geben. Wie bei uns in 
Oeſterreich wucherte auch in den einzelnen Provinzen von Preußen und 


) Vergl. Die im Auftrage des Ackerbauminiſteriums erſchienene Druckſchrift 
Fiſchereibetrieb und Fiſchereirecht in Oeſterreich von Carl Peyrer, Wien, 
Staatsdruckerei 1874. 
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von Italien eine bunte Mannigſaltigkeit provinzieller Normen über die 
Fiſcherei in Form von Provinzial⸗ und Landesgeſetzen und Landesver⸗ 
ordnungen und hinderte jede einheitliche Behandlung des Fiſchereiweſens 
ſowie die Entſaltung einer wirkſamen und weitragenden Regierungs⸗ 
thätigkeit zum Schutze und zur Hebung der Fiſcherei. Die wirthſchaftlichen 
Forderungen, welche auf dem Gebiete des Fiſchereiweſens entſchieden und 
mit voller Berechtigung die einheitliche Behandlung in Form der 
Reichsgeſetzgebung als wünſchenswerth erſcheinen laſſen, traſen in jenen 
beiden Ländern zuſammen mit den politiſchen Anſchauungen, welche auch 
auf anderen Gebieten im Intereſſe der größeren Einheit die Geſetzge⸗ 
bung für das Reich, d. h. für den Geſammtſtaat in Anſpruch nahmen. 

Es find jedoch nicht ſtaatsrechtliche oder politiſche ſondern aus⸗ 
ſchließlich wirthſchaftliche Gründe, welche die preußiſche, und die italieni⸗ 
ſche Geſetzgebung bewogen haben, die Frage, ob die Fiſcherei wie bisher 
local oder provinziell geregelt werden ſoll oder ob es vorzuziehen ſei, ein 
einheitliches Fiſchereigeſetz für das ganze Staatsgebiet zu ſchaffen, 
im letzteren Sinne zu löſen. Bei der außerordentlichen Bedeutung, welche 
der Motivenbericht zum preußiſchen Fiſchereigeſetze in der legislativen 
Competenzfrage auch für unſere einheimiſchen Verhältniſſe hat, wollen 
wir die entſcheidenden Stellen hier wörtlich anführen: „Eine ſorgfältige 
Prüfung dieſer Frage wird ergeben, daß bei aller Mannigfaltigkeit im 
Fiſchereibetriebe ſelbſt, bei aller Verſchiedenheit der Fiſchereiproducte, die 
wichtigſten Punkte, welche die Geſetzgebuug im Intereſſe der Fiſcherei 
in's Auge zu fafſen hat, die erfolgreichſten Mittel, mit welchen dieſelbe 
der Fiſcherei zu Hilfe kommen kann, im ganzen Gebiete des preußiſchen 
Staates dieſelben ſind. * 

Unter dieſen Geſichtspunkt fallen zunächſt alle diejenigen Vor⸗ 
ſchriften, welche beſtimmt find, der wilden Fiſcherei entgegenzutreten und 
das Recht zur Ausübung der Fiſcherei zu regeln, ferner die Beſtimmun⸗ 
gen über den Ausſchluß gewifſer abſolut verwerflicher Fangarten und 
Fangmittel, ſodann alle Beſchränkungen, welche der Fiſcherei und dem 
Vertrieb der Fiſche während der verordneten Schonzeiten und zur Er⸗ 
haltung der Fiſchbrut auferlegt werden müſſen, ferner die Schonreviere, 
die Vorſchriften über die Herſtellung von Fiſchpäſſen für den Zug der 
Wanderfiſche, die Beſtimmungen zur Verhinderung einer nachtheiligen 
Verunreinigung der Fiſchwaſſer, die Vorſchriften, welche eine geregelte 
Beaufſichtigung der Fiſcherei bezwecken und endlich die Strafbeſtimmungen. 

Bei den vorerwähnten Mitteln zur Hebung der Fiſcherei handelt 


/ es ſich nirgends um Intereſſen, welche einer Provinz oder einem ein- 


— 
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zelnen Landestheile eigenthümlich ſind oder ausſchließlich angehören, ſie 
ſind vielmehr ganz unabhängig von den durch die localen oder klima⸗ 
tiſchen Verhältniſſe bedingten Verſchiedenheiten im Fiſchereibetriebe. 

Bei dieſer Sachlage erfordert ſchon die Oekonomie der Geſetzge⸗ 
bung eine reichsgeſetzliche Regelung; es läßt ſich jedoch auch mit Be⸗ 
ſtimmtheit behaupten, daß jene Mittel zur Hebung unſerer Fiſcherei 
nur dann den gewünſchten Erfolg haben werden, wenn ſie im ganzen 
Staatsgebiete gleichmäßig zur Anwendung kommen. Allerdings bildet in 


Sachen der Binnenfiſcherei das Gebiet eines jeden, in das Meer aus⸗ 


mündenden Stromes eine von allen übrigen unabhängige Einheit, die 
Geſetzgebung kann ſich jedoch dieſen Gebieten, deren Grenzen — die 
Waſſerſcheiden — kaum überall feſtſtehen und deren Nebenflüffe und Aus⸗ 
läufer bunt durcheinander in die verſchiedenſten Verwaltungsbezirke ein⸗ 
greifen, nicht anſchließen, ohne zu verwirren und den Zweck zu 
verfehlen, auf welchen es zumächft vor allem ankommt, nämlich feſte 
unabänderliche Normen ſür den Betrieb der Fiſcherei zu ſchaffen, welche 
ich allmälig dem Rechtsbewußtſein aller Betheiligten einprägen. Ein 
Fiſchereigeſetz für den preußiſchen Staat kann allerdings die Materien 
nicht erſchöpfen; es muß vielmehr aus ſeinem Bereiche einzelne Punkte 
ausſcheiden, welche durch örtliche Verhältniſſe, oft auch durch zuvorige 
internationale Vereinbarung bedingt werden und muß die Erledigung 
dieſer Punkte der beſonderen Regulirung für zuſammengehörige Ge⸗ 
biete überweiſen“. ; 

Als ſolche Punkte, von denen unten noch weiter die Rede fein 
ſoll, bezeichnet der Motivenbericht die Feſtſetzungen, unter welchem Maße 
oder Gewichte gewiſſe Fiſche nicht gefangen, nicht ſeilgeboten oder ge⸗ 
kauft werden ſollen, die Vorſchriften über die Schonzeiten und über den 
Gebrauch und die Beſchaffenheit der Fanggeräthe, endlich die localpoli⸗ 
zeilichen Anordnungen zur Vermeidung von Störungen im Intereſſe 
des öffentlichen Verkehrs und der Schifffahrt und gegenüber den Auf⸗ 
ſichtsbeamten zur Erleichterung der Aufſichtsführung. 

Es iſt nicht ohne Intereſſe, den durchaus auf wirthſchaftliche Mo⸗ 
mente geſtützten Motiven des preußiſchen Fiſcherei⸗Geſetzentwurfes die ſtaats⸗ 
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rechtlichen Motive des öfſterreichiſchen Fiſchereigeſetzentwurfes über die Frage 
der Competenz des Reichsrathes und der Landtage zur Erlaſſung der 
Normen über die Fiſcherei gegenüber zu ſtellen. 

Der öſterreichiſche Motivenbericht ſpricht ſich hierüber wie folgt aus: 

„Die Regierung glaubte dieſer Frage gegenüber im Allgemeinen 
den Standpunkt einnehmen zu müſſen, welchen ſie in analoger Weiſe 
bereits bei Vorlage des Entwurfes zum Reichsgeſetze vom 30. Mai 
1869 in Betreff des Waſſerrechtes eingenommen hat, den Standpunkt 
nämlich, daß inſoferne die Normen betreffend die Ausübung und den \ 
Schutz der Fiſcherei Rechtsgebiete berühren, die vom Reichsrathe zu 
regeln ſind, auch jene Normen in die Competenz des Reichsrathes 
fallen. Wo hingegen die beabſichtigten Normen ſich lediglich innerhalb 
der beſtehenden allgemeinen Geſetze mit der Regelung der Fiſcherei als 
einer Angelegenheit der Landescultur befaſſen, ſeien dieſelben im Wege 


der Landesgeſetzgebung zu erlafſen. Deßhalb enthält der vorliegende 


Entwurf in der Hauptſache bloß ſolche Beſtimmungen, welche entweder 
in das Gebiet des Privatrechtes hinübergreifen, oder das Verhältniß 
der Fiſchereiberechtigten zu dritten Perſonen berühren, deren Rechte im 
Reichsgeſetze vom 30. Mai 1869 oder im allgem. Forſtgeſetze vom 
3. December 1852 fußen oder ſchließlich durch die Anordnung einer, 
wenn auch nur vorläufigen adminiſtrativen Ermittlung und Zuſprechung 
des Schadenerſatzes eine Ausnahme von den allgemeinen Geſetzen be⸗ 
gründen. Die anderen im Entwurfe des Reichsgeſetzes aufgenommenen 
Beſtimmungen ſind nur eine nothwendige Vorbedingung oder Folge der 
eben erwähnten Normen, damit letztere, infoferne ſie in Betreff ihrer 
Wirkſamkeit nicht ausdrücklich durch die Reichsgeſetzgebung ſelbſt von 
weiteren Schritten der Landesgeſetzgebung abhängig erklärt ſind, auch in 
der That zur Handhabung gelangen können“. 

Im Hinblick auf die lebhaften und aufregenden Debatten, welche 
die Competenzfrage und die Art ihrer Begründung nach der im Ein⸗ 
gange unſerer Abhandlung gegebenen Darſtellung bereits im Abgeord⸗ 
netenhauſe hervorgerufen haben, verdienen nun vor allem die Fragen 
eine eingehende Erörterung, wie denn der Vorgang bei der Waſſerrechts⸗ 
geſetzgebung geweſen iſt, welche Umſtände, Motive und Grundſätze maß⸗ 
gebend waren für die dort vorgenommene Theilung der Normen nach 
den beiden Competenzſphären der Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung, ob 
dieſe Theilung und die dabei eingehaltenen Principien der hiſtoriſchen 
Entwicklung der Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung der öſterreichiſchen Länder 
und den derzeit geltenden Staatsgrundgeſetzen wirklich entſprochen, end⸗ 
lich ob jener Vorgang ein die allgemeine Cultur oder ſpecielle Berufs⸗ 
zweige oder Intereſſen wahrhaft fördernder ſei oder ob nicht etwa gar 
das Gegentheil von all' dem eintrete. Dieſe Unterſuchung verdient nicht 
bloß für den Zweck des eben vorliegenden Fiſchereigeſetzes eine beſondere 
Aufmerkſamkeit, ſie iſt von größter Bedeutung für die geſammte künf⸗ 
tige Geſetzgebung und für die Agrargeſeßgebung insbeſondere. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Landesausſchuß iſt den „Behörden“ im Sinne $ 42 lit. e der 

kaiſ. Verordnung vom 20. April 4854, R. G. Bl. Nr. 96 beizu⸗ 

zahlen und es iſt daher im Falle beleidigender Schreibart in einer 

Eingabe an einen Landesausſchuß dieſe Verordnung in Anwendung 
zu bringen. 


Der Bau⸗Unternehmer Jacob F. überreichte unterm 7. Jänner 1875 
anläßlich des ihm vom kärntneriſchen Landesausſchuſſe auferlegten Er⸗ 
ſatzes der an der G.— Ber Draubrücke nothwendig gewordenen Repara⸗ 
turskoſten bei dieſem Landesausſchuſſe eine Vorſtellung, worin er die Ver⸗ 
antwortlichkeit für die nicht entſprechende Herſtellung der Brücke von ſich 
abzuwälzen und dem Landesbauamte zuzuſchieben bemüht war. 

Da der Landesausſchuß dieſe⸗Eingabe lediglich als eine Beſchimpfung 
der Beamten des Landesbaudepartements anſah, ſo erſuchte er mit Schrei⸗ 
ben vom 1. März die Bezirkshauptmannſchaft Sp. gegen Jacob F. nach 
88 11 und 12 lit. e der kaiſ. Vdg. vom 20. April 1854 das Amt zu 
handeln; dem Schreiben wurde eine nicht verificirte Abſchrift der beanſtän⸗ 
deten Eingabe angeſchloſſen; die dem Strafverfahren zu Grunde gelegten 
Stellen wurden von F. theils in feiner Aeußerung an die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaſt Sp. vom 24. März, theils in feinem Rkeurſe gegen das Erkenntniß 


erſter Inſtanz wörtlich wiederholt und hervorgehoben, daß Alles, was er 
in ſeiner an den Landesausſchuß den Beamten des Baudepartements vorge⸗ 
worfen habe, auf Thatſachen beruhe, daß dieſe Eingabe keine Beſchimpfung, 
wohl aber eine Kritik der Landestechniker enthalte, welche jedoch die An⸗ 
wendung der Verordnung vom 20. April 1854 nicht zur Folge haben könne. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte unterm 27. Auguſt 1875, 
daß die incriminirten Stellen in jener Eingabe an den Landesausſchuß die 
Uebertretung nach § 12 lit. c der kaiſ. Vdg. vom 20. April 1854 begrün⸗ 
den. Denn, wennes auch richtig ſei, daß die der Kritik des F. zu Grunde ge⸗ 
legenen Herſtellungen an ber G.⸗B'er Brücke techniſcherſeits nicht am 
entſprechendſten behandelt worden ſeien, ſo rechtfertige dies noch nicht die 
für das techniſche Landesbureau beleidigenden Vorwürfe. Auf Grund der 
bezogenen kaiſ. Verordnung wurde denn auch Jacob F. zu einer Geldſtrafe 
von 3 fl. verurtheilt. 

In Folge Recurſes des Jacob F. hob die Landesregierung mit 
Entſcheidung vom 27. Auguſt 1875 das Erkenntniß der erſten 
Inſtanz auf, weil das kaiſ. Patent vom 20. April 1854, welches 
eine Vorſchrift für die Vollſtreckungen der Verfügungen und Erkenntniſſe 
der landesfürſtlichen, politiſchen und polizeilichen Behörden enthält, im 
vorliegenden Falle keine Anwendung findet, demnach ſich der Landesausſchuß 
an das Strafgericht zu wenden hätte. Gegen dieſe Entſcheidung wurde eine 
Recursfriſt von 4 Wochen offen gelaſſen. 

Innerhalb dieſer Friſt überreichte der Landesausſchuß die Berufung 
an das Miniſterium des Innern; in derſelben wird zunächſt geſagt, die 
Landesregierung habe ſich bei ihrer Entſcheidung blaß an den Kopf, nicht 
aber an den Inhalt der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 gehalten; 
in den 88 11—15 dieſer Verordnung find mehrfache Beſtimmungen ent⸗ 
halten, welche ſich auf das Verhalten der Parteien gegenüber den Behör⸗ 
den und umgekehrt beziehen, daher eine ausſchließliche Anwendung dieſer 
Verordnung für das Verfahren bei l. f. Behörden nicht gerechtfertigt ſei; 
ferners werde nach $ 12 lit b. ein beleidigendes Benehmen gegen einen 
Gemeindevorſteher als ſtrafbar bezeichnet; dies müſſe aber auch, wenn auch 
nicht ausdrücklich angeführt, doch per analogiam auch für den Landesaus⸗ 
ſchuß gelten. Endlich müſſe doch dem Landesausſchuſſe als der erſten auto⸗ 
nomen Behörde des Landes der nöthige Schutz gegen Invectiven der Par⸗ 
teien geboten werden. - 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 3. October 1875, 
3. 14.213 bie recurrirte Entſcheidung der Landesregierung behoben und 
die Landesregierung angewieſen, über den Recurs des Jacob F. gegen 
das Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft Sp. unter Anwendung der 
kaiſ. Vdg. vom 20. April 1854 in zweiter Inſtanz meritoriſch zu ent⸗ 
ſcheiden, „weil der Landesausſchuß mit Rückſicht auf den ihm zuſtehenden 
Geſchäftskreis den „Behörden“ im Sinne des § 12 lit. c der kaiſ. Vdg. 
vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96 beigezählt werden muß“. 

G. G. 


Berordnung. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 5. December 1875, 3. 15.547 an ſämmt⸗ 
liche k. k. Oberlandesgerichte, betreffend die Verpflichtung der Gerichte zur Anzeige 
gebührenpflichtiger Acte. 


In einer aus Anlaß eines beſonderen Falles an das Juſtizminiſterium 
gerichteten Note vom 1. September 1875, Z. 19.869 ſpricht ſich das k. k. Finanz⸗ 
miniſterium dahin aus, daß nach 8 44, 3. 1 a des Geſetzes vom 9. Februar 
1850 und der Verordnung der Minifterien der Juſtiz und der Finanzen vom 
22. September 1858, R. G. Bl. Nr. 155 die Gerichte, welche Kauf⸗ und Ver⸗ 
kaufsverträge über unbewegliche Sachen als Vormundſchaftsbehörde für die Min⸗ 
derjährigen genehmigen, zur Anzeige dieſer Rechtsgeſchäfte beim Bemeſſungsamte 
verpflichtet ſind, und daß die Unterlaſſung dieſer Anzeige die Einleitung des 
Strafverfahrens nach 8 418 des Gefälls⸗Strafgeſetzbuches nach ſich ziehen 
würde. | 
Daraus würde ſich ergeben, daß gebührenpflichtige Rechtsgeſchäfte, welch 
bei einem Bezirksgerichte in Betreff feiner Pupillen und Curanden vorgenommen | 
werden, von dieſem Bezirksgerichte — dagegen die gebührenpflichtigen Rechtsge⸗ 
ſchäfte, welche bei dem Gerichtshofe in Betreff ſeiner Pupillen und Curanden 
nach $ 84 J. N. vorgenommen werden von dieſem Gerichtshofe zur Anzeige zu 
bringen ſeien und daß in dem Falle der nach 8 83 J. N. eintretenden Genehmigung 
der Veräußerung von Immobilien ſolcher Perſonen, deren Pflegſchaftsbehörde ein 
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Verantwortlicher Redgeteur: 


Bezirksgericht iſt, in Gemäßheit der Verordnung der Miniſterien der Juſtiz und 


der Finanzen vom 22. September 1858, R. G. Bl. Nr. 155 die Anzeige durch 
das betreffende Bezirksgericht zu erſtatten ſei. 

Diefer von dem k. k. Finanzminiſterium bei Handhabung des Gebuͤhren⸗ 
geſetzes feſtgehaltenen Interpretation der Beſtimmungen desſelben und ihrer Voll⸗ 
zugsvorſchriften können nach Anſicht des Juſtizminiſteriums auch die Gerichte mit 
entſcheidenden Gründen nicht entgegentreten und ſich den Conſquenzen einer ſolchen 
Auslegung nicht entziehen. Denn, wenn auch die Faſſung des 8 44 Gebührenge⸗ 
ſetzes durch die ungetrennte Behandlung der Beſtimmung, welche Perſon (Behörde, 
Einzelnperſon) zur Anzeige verpflichtet ſei, und die Feſtſtellung der Anzeigefriſt 
die Auslegung etwas erſchwert, ſo läßt ſich anderſeits nicht verkennen, daß der 8 44 
des Gebührengeſetzes das Perfectwerden der Abſchließung eines die gerichtliche 
Genehmigung erfordernden Rechtsgeſchäftes dem Perfectwerden der Errichtung 
dieſer Urkunde gleichſtellt, daß mit Rückſicht auf den im Geſetze ausdrücklich be⸗ 
zogenen § 884 a. b. G. B. dieſe Urkunde erſt durch die Beiſetzung der gerichtlichen 
Genehmigung als im Sinne des Gebührengeſetzes errichtet angeſehen werden kann, 
daß ferner der nach dem Erörterten zu beurtheilende Zeitpunkt der Errichtung 
der Urkunde für den Beginn der Anzeigefriſt maßgebend iſt, dadurch aber auch 
für die Beſtimmung der Perſon, welche die Anzeige zu erſtatten hat und daß 
daher die zur Genehmigung von Rechtsgeſchäften berufenen Gerichte auch zur Anzeige 
an das Gebührenbemeſſungsamt berufen ſeien. Es bedurfte ſonach nur noch einer 
beſonderen Beſtimmung, welches Gericht im Falle der uach $ 83 J. N. erfolgenden 
Genehmigung der Veräußerung von Immobilien ſolcher Perſonen, deren Pfleg- 
ſchaftsbehörde ein Bezirksgericht iſt, die Anzeige zu erſtatten habe. Dieſe Frage 
hat die Miniſterialverordnung vom 22. September 1858 gelöst, welche eben die 
Anerkennung der Anzeigepflicht eines der beiden Gerichte zur Vorausſetzung hatte. 

Da jedoch über die Auslegung des § 44 des Gebührengeſetzes wider⸗ 
ſprechende Anſichten von Gerichtsbehörden zu Tage getreten ſind, ſo wird das 
k. k. Oberlandesgericht erſucht, ſowohl die von dem k. k. Finanzminiſterium feſt⸗ 
gehaltene Auslegung der dieſen Gegenſtand regelnden Beſtimmungen als die 
hierauf ſich beziehenden Erwägungen des Juſtizminiſteriums den unterſtehenden 
Gerichten zur Kenntniß zu bringen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Controlor im Hofzahlamte Joſeph Ritter 
Linkh v. Treuimſchild bei deſſen Penſionirung den Titel eines Regierungs⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeftät haben den hofzahlamtlichen Caſſier Theodor Sch neer 
zum Hofzahlmeiſter und den Liquidator Joſeph Leibenfroſt zum Controlor des 
Hofzahlamtes ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamts⸗Official Vincenz Zubek in 
Liſſa das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe bei der böhm. Finanzlandes⸗ 
direction Franz Feyerfeil den Orden der eiſernen Krone III. Cl. taxfrei 
verliehen. 

Der Miniſterpräſident hat den nö. Bezirkscommiſſär Adolf Schiel zum 
Miniſterial⸗Viceſecretär im Preßdepartement des k. k. Miniſterraths⸗Präſidiums 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Polizeicommiſſär Friedrich Heide zum 
Obercommiſſär und die Concipiſten Joſeph Gundacker und Franz Selenka zu 
Commiſſären bei der Wiener Polizeidirection ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Alois Ritter v. Bo⸗ 
ſizio zum Statthalterei⸗Secretär im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Franz Ricci zum Bau⸗ 
rathe für den Staatsbaudienſt im Küſtenlande ernannt. 

Der k. k. erſte Oberſthofmeiſter hat den Caſſier Franz Fuchs zum Liqui⸗ 
dator und den Caſſeadjuncten Leopold Gierolla zum Caſſier im Hofzahlamte 
ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirkshauptmannsſtelle in Böhmen mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 
14. Jänner. (Amtsbl. Nr. 5.) 

Finanzcommiſſärsſtelle in der neunten event. proviſ. Concipiſtenſtelle in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 8. Februar. (Amtsbl. Nr. 5.) 

Conceptsprakticantenſtelle bei der Trieſter Polizeidirection mit 500 fl. 
Adjutum, bis 8. Februar. (Amtsbl. Nr. 7.) 

2 Ingenieurspoſten in der neunten Rangsclaſſe für den Staatsbaudienſt 
in Dalmatien. (Amtsbl. Nr. 7.) 

Zollamtsaſſiſtentenſtelle in der XI. Rangsclaſſe eventuell eine andere Zoll⸗ 
bedienſtung derſelben Rangsclaſſe in Ober⸗Oeſterreich gegen Caution bis, 12. 
Februar. (Amtsbl. Nr. 8.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle bei der n. ö. Statthalterei in der IX. Rangsclaſſe 
5 190 Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe, bis 31. Jänner. (Amtsblatt 


Nr. 12. 
Conceptsprakticantenſtelle bei der Poſtdirection für Oeſterreich unter der 
Enns mit 500 fl. Adjutum, bis 12. Februar. (Amtsblatt Nr. 12.) 


A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


